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Sehr geehrte Damen und Herren,

als Stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte 
ich die Möglichkeit am Dienstag, den 
19. März 2013 auf dem Petersplatz in 
Rom an dem feierlichen Gottesdienst 
zur Amtseinführung des neuen Papstes 
Franziskus teilzunehmen. 

Auch die Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel und der Bundestagspräsident 
waren in Rom bei der ersten große Mes-
se des neuen Heiligen Vaters anwesend. 

Für mich war es ein wirklich beein-
druckender und persönlich bewe-
gender Gottesdienst. Mit einer klaren 
Botschaft im Geiste von Franziskus: 
Die Verantwortlichen sollen sich um 
die Schwächeren kümmern. Eine starke 
Aufgabenzuweisung auch an die Politik.

Ich hoffe, dass der neue Papst in seinem 
Pontifikat auch Deutschland und Mün-
chen besuchen wird.

Abschließend wünsche ich Ihnen nach 
dem aktuellen Wintereinbruch ein  
schönes Osterfest mit einigen erhol-
samen Urlaubstagen.

Benzinpreise mobil vergleichen
Der Bundestag hat am Donnerstag die Verordnung zur Markt-
transparenzstelle für Kraftstoffe beschlossen. Dadurch erhalten 
Verbraucherinnen und Verbraucher die Gelegenheit, sich im 
Internet, über ihr Navigationsgerät oder über eine Smartphone-
App aktuell über die Kraftstoffpreise in ihrer näheren Umgebung 
zu informieren. Durch diese Vergleichsmöglichkeit stärkt die 
Koalition den Wettbewerb und erleichtert es den Kunden, den 
günstigsten Preis zu finden.

Es ist ein seit vielen Jahren im-
mer wiederkehrendes Ärgernis: 
Kurz vor Beginn der Urlaubszeit 
steigen die Kraftstoffpreise. Au-
tofahrerinnen und Autofahrer füh-
len sich abgezockt. Und das zu 
Recht, denn eine Rechtfertigung 
für einen Preisanstieg gibt es in 
der Regel nicht. Die Kraftstoff-
preise steigen selbst 
dann, wenn auf dem 
Weltmarkt der Ölpreis 
sinkt. Diesem Treiben 
möchte die christlich-
liberale Koalition ein Ende setzen. 
Im Dezember 2012 trat deshalb 
das Markttransparenzstellenge-
setz in Kraft. Dessen Ziel ist es, 
die Preisbildung bei Kraftstoffen 
im Hinblick auf ihre Wettbe-
werbskonformität genauer zu be-
obachten und hierfür eine Markt-
transparenzstelle für Kraftstoffe 
beim Bundeskartellamt einzurich-
ten. Konkret bedeutet das: Die 
Tankstellen werden verpflichtet, 
ihre Kraftstoffpreise differenziert 
nach Sorten und in Echtzeit an 
die Markttransparenzstelle zu 
melden. Die Markttransparenz-
stelle bereitet die gesammelten 
Daten auf und stellt sie privaten 
Anbietern von Verbraucher

informationsdiensten über eine 
elektronische Datenschnittstelle 
zur Verfügung. Verbraucherinnen 
und Verbraucher erhalten so die 
Gelegenheit, sich im Internet, 
über ihr Navigationsgerät oder 
über eine Smartphone-App aktu-
ell über die Kraftstoffpreise in ihrer 
näheren Umgebung zu informie-

ren. Dadurch stärkt 
die Koalition auch 
die Posit ion der 
mittelständischen 
freien Tankstellen. 

Denn sie sind es, die den Wettbe-
werb im Kraftstoffmarkt in Gang 
halten. Die mittelständischen 
freien Tankstellen bilden ein 
schlagkräftiges Gegengewicht 
zum bestehenden Oligopol der 
großen Mineralölgesellschaften. 
Sehr kleinen Tankstellen wird 
freigestellt, ob sie am System teil-
nehmen möchten. Die CSU-Lan-
desgruppe hofft, dass das neue 
Angebot von den Bürgerinnen 
und Bürgern gut angenommen 
und rege genutzt wird. Denn nur 
so lässt sich ausreichend Druck 
auf die Kraftstoffpreise aufbauen. 
Die Markttransparenzstelle wird 
noch im Sommer ihre Arbeit 
aufnehmen. 

Volle Kosten- 
transparenz
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Mit freundlichen Grüßen

Johannes Singhammer MdB
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Entgeltgleichheit für Frauen und Männer schaffen

Interessen von Müttern und Kindern gleichermaßen wahren

Koalition bringt gesetzliche Regelung für vertrauliche 
Geburt auf den Weg
In Deutschland werden jährlich etwa 20 bis 35 Kinder direkt nach der Geburt ausgesetzt oder getötet. Hinzu 
kommt eine erhebliche Dunkelziffer. Um Kindstötungen und Aussetzungen in Zukunft zu verhindern, hat die 
christlich-liberale Koalition einen Gesetzentwurf auf den Weg gebracht, mit dem Schwangere und Mütter in 
schwierigen Lebenssituationen noch besser unterstützt werden sollen. 

Lohngefälle ist nicht akzeptabel
Der Verdienstunterschied zwischen Frauen und Männern liegt in 
Deutschland seit Jahren bei rund 22 Prozent. Ziel der Koalition ist es, 
diese Benachteiligung von Frauen zügig zu beseitigen. Dafür haben die 
Koalitionsfraktionen einen Antrag in den Bundestag eingebracht, mit 
dem Entgeltgleichheit für Frauen und Männer verwirklicht werden soll. 

Schwangere, die Angst davor ha-
ben, im Rahmen der Entbindung 
ihren Namen preiszugeben, benö-
tigen bessere Hilfen, damit sie ihre 
Kinder medizinisch versorgt in einer 
Klinik zur Welt bringen und sich 
überall in Deutschland für ein Leben 
mit dem Kind entscheiden können. 
Mit ihrem Gesetzentwurf wollen die 
Koalitionsfraktionen  Schwangeren 
in Notsituationen ermöglichen, ihr 
Kind unter ärztlicher Betreuung zur 
Welt zu bringen und ihre Daten 
dennoch geheim zu halten. Vorgesehen ist, dass die Daten 
der Mütter zwar erfasst werden, bis zum 16. Geburtstag 
des Kindes aber unter Verschluss bleiben. Danach haben 
die Kinder einen Anspruch darauf zu erfahren, wer ihre 

Mutter ist. Durch diese ausgewo-
gene Regelung wird sichergestellt, 
dass die Interessen aller Beteiligten 
gewahrt bleiben. Das Schutzbe-
dürfnis der Frau bei der Geburt 
und das psychologische Bedürfnis 
des Kindes nach Kenntnis der 
eigenen Abstammung werden 
so gewahrt. Gleichzeitig wird 
betroffenen Frauen eine rechts-
sichere Entscheidungsgrundlage 
gegeben, auf die sie sich in dieser 
schwierigen Situation verlassen 

können. Dadurch trägt die Koalition den Interessen aller 
Beteiligten gleichermaßen Rechnung - den Interessen der 
Kinder, der leiblichen Eltern sowie (im Falle einer Adoption) 
auch den Interessen der Adoptiveltern.  

Der  Verd ienst-
unterschied zwi-
schen Frauen und 
Männern ist auf 
mehrere Faktoren 
zurückzuführen: 
das unterschied-
liche Berufswahl-
verhalten, die Be-
wertung typischer Frauenberufe in 
den Tarifverträgen und die häufigeren 
und längeren familienbedingten Er-
werbsunterbrechungen von Frauen. 
Dabei nimmt das Lohngefälle zwi-
schen Frauen und Männern mit stei-
gendem Alter der Beschäftigten zu. 
Für 24-Jährige und Jüngere beträgt 
es nur 2 Prozent, bei den 35- bis 
44-Jährigen bereits 24 Prozent. Mit 
28 Prozent ist der Verdienstunter-
schied in der Altersgruppe zwischen 
55 und 64 Jahren am größten. 
Gleichzeitig steigt der Entgeltunter-

schied mit dem 
Bildungsniveau. 
Bei höheren Ab-
schlüssen l iegt 
der Verdienst von 
F rauen um 27 
Prozent unter dem 
von Männern - bei  
Führungskräften 

wurde sogar ein Unterschied von 30 
Prozent ermittelt. Diese Lohnunter
schiede sind für die Regierungs-
fraktionen absolut nicht vertretbar. 
Deshalb fordert die Koalition die 
Bundesregierung in ihrem Antrag auf, 
die Benachteiligung von Frauen in 
Wirtschaft und Arbeitswelt zu beseiti-
gen, die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu verbessern, die Infrastruktur 
für die Betreuung von Kindern weiter 
auszubauen und einen flexibleren 
Wechsel zwischen Teilzeit- und Voll-
zeitarbeitsmodellen zu ermöglichen.  
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Henning Schacht 
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Amtseinführung von Papst Franziskus in Rom

Delegation der CSU-Landesgruppe hat Papst Franziskus 
Segenswünsche übermittelt
Am Dienstag wurde Papst Franziskus mit einer Messe in Rom feierlich in sein Amt eingeführt. An der Ein-
führungsmesse haben im Rahmen einer Delegation der CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch Vertreter der 
CSU-Landesgruppe an den Feierlichkeiten teilgenommen und Papst Franziskus die Segenswünsche der Lan-
desgruppe übermittelt. 

An den Feierlichkeiten zur 
Einführung von Papst Fran-
ziskus in Rom haben im 
Rahmen einer Delegation der 
Gesamtfraktion von der CSU-
Landesgruppe der stellvertre-
tende Vorsitzende der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Jo-
hannes Singhammer, sowie 
Norbert Geis teilgenommen. 
Als Vertreter der Bundesre-
gierung ist außerdem auch 
Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich nach Rom 
gereist. Zu der feierlichen Amtseinführung erklärt Jo-
hannes Singhammer: “Wir freuen uns sehr, dass wir die 
feierliche Messe zur Amtseinführung mit Papst Franziskus 
in Rom feiern und ihm damit die Segenswünsche der 
CSU-Landesgruppe und der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion übermitteln konnten. Papst Franziskus hat die Herzen 
der Gläubigen gewissermaßen im Sturm erobert. Durch 

seine offene, den Menschen 
zugewandte Art hat er in 
den ersten Tagen nach sei-
ner Wahl wichtige Zeichen 
gesetzt. Durch unsere Teil-
nahme an der Messe zur fei-
erlichen Einführung möchten 
wir Papst Franziskus unsere 
Verbundenheit bekunden. 
Wir möchten damit auch 
sichtbar machen, dass die 
enge Verbundenheit der 

Landesgruppe und der Gesamtfraktion zur katholischen 
Kirche auch über das Pontifikat des ‚deutschen Papstes‘ 
hinaus ungebrochen bestehen bleibt.“ Der aus Argenti-
nien stammende Kardinal Jorge Mario Bergoglio wurde 
vom Kardinalskollegium bereits im fünften Wahlgang 
zum Nachfolger von Papst Benedikt XVI. gewählt. Für 
seine Amtszeit wünscht die CSU-Landesgruppe Papst 
Franziskus viel Erfolg und Gottes Segen. 
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Papst Franziskus hat die Herzen der Gläubigen im Sturm erobert

Hightech-Strategie des Bundes - Lösungen Made in Germany

Hightech zur Sicherung unseres Wohlstands 
Deutschland ist dank der konsequenten Forschungspolitik der christlich-liberalen Koalition ein Forschungs-
standort erster Güte. Auf dieser hervorragenden forschungspolitischen Grundlage baut das innovationspoli-
tische Handeln der Bundesregierung auf. Mit der sogenannten „Hightech-Strategie“ bündelt die unionsgeführte 
Bundesregierung sämtlich Forschungs- und Innovationsaktivitäten. Mit dieser Strategie und deren Umsetzung 
hat sich der Bundestag am Donnerstag ausführlich befasst.  

In Deutschland wurden im 
Jahr 2011 insgesamt 74,8 
Milliarden Euro für Forschung 
und Entwicklung aufgewandt 
- das ist der höchste Wert 
seit Gründung der Bundes-
republik Deutschland. Diese 
Gesamtausgaben von Bund, 
Ländern und Wirtschaft lagen 
damit um rund 34 Prozent 
über den Ausgaben im Ver-
gleichsjahr 2005. Nach den 
USA ist Deutschland das zweitwichtigste Zielland für 
Investitionen internationaler Forschungs- und Entwick-
lungsunternehmen. Das führt dazu, dass erstmals mehr 
als 500.000 Menschen in Deutschland für Forschung 
und Entwicklung arbeiten – ein Plus von 72.000 Personen 
seit 2005. Die christlich-liberale Koalition ist überzeugt: 
Angesichts der Transformationen des 21. Jahrhunderts 
können Forschung und Innovation nur in der Zusam-

menarbeit aller Beteiligten 
glücken. Zur konkreten Um-
setzung der Strategie greift 
die Bundesregierung zehn 
Zukunftsprojekte auf, um 
den globalen Herausforde-
rungen zu begegnen. Für di-
ese Projekte, die sich an den 
Bedürfnissen der Menschen 
ausrichten, werden bis 2015 
insgesamt 8,4 Milliarden 
Euro zu Verfügung gestellt. 

Die Koalition konzentriert sich dabei auf Innovationsfelder, 
die für unsere Gesellschaft, unsere Wirtschaft und für die 
Lebenswelt jedes und jeder Einzelnen von entscheidender 
Bedeutung sind. Für Deutschland als Hightechland ist es 
von besonderer Bedeutung, auch in Zukunft Spitzentech-
nologie auf dem Weltmarkt anbieten zu können. Nur so 
kann der Wohlstand der Menschen gehalten und weiter 
ausgebaut werden. 
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Debatte zum Stand der Aufarbeitung der SED-Diktatur 

Koalition arbeitet SED-Diktatur weiter konsequent auf
Auch mehr als 20 Jahre nach der deutschen Einheit ist die Aufarbeitung der kommunistischen Diktatur in der 
DDR eine für Staat und Gesellschaft wichtige Aufgabe. Das Unrecht der SED-Diktatur muss zwei Jahrzehnte 
nach der Wiedervereinigung weiter aufgearbeitet werden, um den Opfern und der deutschen Geschichte ge-
recht zu werden. Aus diesem Grund hat die Bundesregierung einen Bericht zum Stand der Aufarbeitung der 
SED-Diktatur vorgelegt, mit dem sich der Deutsche Bundestag am Freitag befasst hat. 

Die Sozialistische Einheits-
partei Deutschlands (SED), 
die aus der Vereinigung von 
KPD und SPD in der russisch 
besetzten Zone Deutsch-
lands im April 1946 her-
vorging, ist verantwortlich 
für die über 40-jährige to-
talitäre Diktatur in der DDR. 
In der friedlichen Revolution 
des Jahres 1989 konnte die 
Bevölkerung dieses Staates 
die brutale Herrschaft der 
SED überwinden und die 
deutsche Wiedervereinigung durchsetzen. Damit die 
tausendfache Bespitzelung, das undemokratische Re-
gieren und das mörderische Grenzregime nicht in Ver-
gessenheit geraten, hat die christlich-liberale Koalition 
in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart,  die Fortschritte in 
der Aufarbeitung der Geschichte der kommunistischen 

Diktatur der DDR in einem 
Bericht darzustellen. Diesen 
Bericht hat die Bundesregie-
rung nun vorgelegt. Dieser 
fasst als Bestandsaufnahme 
alle bisherigen Maßnahmen 
zur Aufarbeitung der DDR-
Diktatur zusammen - darun-
ter die Rehabilitierung der 
Opfer, die rechtliche Verfol-
gung der Täter, die wissen-
schaftliche Forschung oder 
die Bildungsarbeit und die 
Nutzung der Unterlagen der 

Staatssicherheit der DDR: Der Bund trägt mit mehr als 
100 Millionen Euro pro Jahr zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur bei. Wie keine andere Fraktion steht die CDU/
CSU-Bundestagsfraktion dafür, bei der Aufarbeitung 
nicht nachzulassen und das Unrecht der SED-Diktatur 
kompromisslos aufzuarbeiten.
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Gedenk- und Bildungsstätte im ehemaligen Stasi-Gefängnis 
Andreasstraße in Erfurt

Verleihung Bundesverdienstkreuz

Bundesverdienstkreuz für  
Franz Obermeier
Franz Obermeier ist in dieser Woche mit dem Verdienst-
kreuz am Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland ausgezeichnet worden. Bundestagsprä-
sident Prof. Dr. Norbert Lammert überreichte die von 
Bundespräsident Joachim Gauck verliehene Aus-
zeichnung. Franz Obermeier wird für seine langjährige 
parlamentarische Tätigkeit im Deutschen Bundestag 
und sein großes gesellschaftliches und ehrenamtliches 
Engagement geehrt. Er ist seit 1998 Mitglied des Deut-
schen Bundestages und vertritt den Wahlkreis Freising als 
direkt gewählter Abgeordneter. In den Mittelpunkt seiner 
parlamentarischen Arbeit hat der Maschinenbauingenieur 
die Wirtschaftspolitik gestellt. Als Wirtschaftspolitiker en-
gagiert sich Franz Obermeier in besonderer Weise in der 
Energiepolitik. Vor der Wahl in den Deutschen Bundestag 
war Franz Obermeier lange Jahre Bürgermeister und 
Kreistagsabgeordneter in seiner oberbayerischen Heimat. 
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Keine Änderung des Waffengesetzes

Verantwortung statt Bevor- 
mundung bei privaten Waffen
Mit den Stimmen der christlich-liberalen Koalition hat der 
Deutsche Bundestag am Freitag eine von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen initiierte Änderung des Waf-
fenrechts abgelehnt. Ziel des Gesetzentwurfs und des 
Antrags war es, den Umgang mit halbautomatischen 
kriegsähnlichen Schusswaffen zu verbieten. Darüber 
hinaus sollte auch die gleichzeitige Aufbewahrung von 
funktionsfähigen Schusswaffen und Munition in Pri-
vatwohnungen grundsätzlich untersagt werden. Diese 
Vorschläge tragen nach Überzeugung der Regierungs-
fraktionen jedoch nicht zur Sicherheit der Bürgerinnen 
und Bürger in Deutschland bei, sondern stellen eine reine 
Bevormundung von privaten Waffenbesitzern dar. Diese 
Bevormundung lehnt die Koalition ab - denn sie steht 
weiterhin für einen verlässlichen Rechtsrahmen im Waf-
fenrecht, der einen verantwortungsvollen freiheitlichen 
Umgang der Bürger mit Waffen zulässt.

Foto: picture alliance / dpa


